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d en Karnevalspauſe ſeine Arbeiten wieder aufgenommen
e Vertretung des noch immer kranken Reichskanzlers gad
war i Dr. Hergt die Regierungserklärung ab. Mühſam genug
e Seitd ſie zuſtande gekommen. Es hat mancher Kabinetrs

nen ingen bedurft, um ſich über den Text zu einigen Dos
ſhichte de re man auch deutlich am Wortlaut. Er war nicht gus
Frang, der einem Guß, ſondern zeigte die Flickarbeit, obwohl ſie
n e iſt und mehr Fragen offen läßt, als be
e Vorſſſortet. Im Grunde genommen war es nur eine Auf
jen Demolt lung der Vorlagen, mit denen ſich die Volksvertretung

u beſaſſen hat. Jhre Einzelheiten kennen wir nicht, da
lüth, ha Geſetzentwürfe erſt noch den Reichsrat zu paſſieren
m. b. H. en. Gewiſſe Schwierigkeiten werden auch dort über

nden werden müſſen, doch braucht man ſie nicht ſo hoch
uſchätzen. Man kann immerhin annehmen, daß die Ent

in ziemlich unveränderter Form an das hohe Haus
n. Dann aber beginnt der Kampf. Eine Zuſtim

ing der Parteien liegt nicht vor, und wie es den Anſchein
h werden gerade von dieſer Seite ſehr lebhafte Kritiken
ibt werden. Die Oppoſition könnte ſich wieder wie im
ga genen Monat eine gewiſſe Zurückhaltung auferlegen

den Regierungsparteten überlaſſen, wie ſie mit dieſem
geſetzgeberiſcher Arbeiten fertig werden. Wir haben

e Vertrauen zur Koalition, daß ſie ſchon allein
Kriſe heraufbeſchwören wird.

Die agrariſchen Maßnahmen
n Mittelpunkt der Exrörterungen wird, darüber hat
t große Ausſprache keinen Zweifel mehr gelaſſen,
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Atsminiſte n Erwerbszweig des deutſchen Volkes, deſſen Bedeu
m geſprohen auch von uns immer anerkannt worden iſt, und ja das
nit dem

tigt nicht wer gelitten hat, kann gar nicht beſtritten werden.
gegeben d dabei nicht die lauteſten Schreiher, die ſich zu
war in d Lager des Groß Grundbeſitzes befinden, deren

geſehen drückenſten iſt. Jm Gegentetl. Dieſe Kreiſe werden
lich mit di e erhalten als der kleine Bauer, dem es ange
oblem und er hohen Zinsſätze und der Knapphett auf dem
en ſeien, rkt geradezu unmöglich iſt, Betriebsmittel tn die
ftive Ta zu bekommen. Da die Vorlage von Herrn Schiele

arbeitet worden iſt, dürfte ſie unſeren Anforderungen
ſpreche. Da die Sozialdemokraten verhältnismäßtg
Intereſſe an dieſen Maßregeln haben, denn ihre

igerſchaft ſetzt ſich auf dem Lande mehr aus den
rn als den Bauern zufammen, fällt uns innerder Oppoſition die eigentliche Aufgabe der Kritik zu.

würden vermutlich hoffnungslos ſein, wenn wir nicht
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n Mi egenoffen innerhalb der Koalition ſelbt het en. en
anniſich und bayeriſche Volkspartei befinden ſich in einer

Wahlkrei Lage wie wir. Auch ſie ſtützen ſich auf den kleinen
mittleren Beſitz und müſſen deren Intere ſen gegen
Groß Agrariertum wahrnehmen. Mit allen Entſchieden

ß betont werden, daß es auch bei den Verhand
tte Februar zu keiner Vereinbarung gelommen

chliche Abänderungsanträge verbietet Nur agtta
ſind durch gegenſeiltge Verpflichtung ausgeſchaltet

le Graf Weſtarpwerfen J Führer der Deutſchnationalen gab unumwunden
a es ein eigenartiger parlamentariſcher Vorgang
nn eine Regierung im Amt bleibt und umfang-
Aufgaben erledigen ſoll, deren Grundlage erſchüttert
n iſt. Merkwürdigerweiſe aber kam es zu dem Schluß
s eigentlich recht gut ſei. Die Logik begreifen wir

an. Auch wenn mant, wie er wohl im Herzen ein
e des Parlamentarismus iſt, kann man dieſe Un
t der Verhältniſſe nicht gerade beſonders erfreulich
i n jedem Syſtem, mag es ausſehen, wie es
iſt die erſte Bedingung eine innere Wahrhaftigkett,
hier fehlt. Nur die Zuſage der Oppoſition, mitzuar

en ſchon an ſich eine etwas ſeltſame Zumutung, hat
binett am Leben erhalten. Auf die Dauer iſt das
Wüch nicht tragbar. Das würde auch Graf Weſtarp
ich hen, wenn er nicht, und er ſprach das dankenswerter

ffen aus, den dringenden Wunſch hätte, die Wahlen
dige als möglich hinauszuzögern. Wir fühlen ihm das
aus nach. Es iſt für die Deutſchnationalen keine
dlihe Ausſicht, die ſich eroffnet, Ste ſelbſt rechnen
heblichen Verluſten Aber weit ſchlimmer als die

buße von 20 oder 30 Mandaten wird für ſie die po
Lonſtellatton. Sie werden völlig vereinſamt im

e ſtehen. Daß ſich das Zentrum noch ein
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der Volkswirtſchaft bildet unter der Ungunſt der

ließen kann, mit ihnen eine Gemeinſchaft einzu
de für die nächſten Jahre als ausgeſchloſſen gel
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in ſich ſo ſtarke Partei in ſchwerſte Kämpfe verwickelt, und
wäre das Schulgeſetz nicht eine Parole, mit der man die
widerſtrebenſten Elemente zuſammenhalten kann, ſo würde
vermutlich ein Abfall nicht verhindert worden ſein. Auf
jeden Fall werden die Deutſchnationalen in der nächſten
Legislaturperiode nicht viel zu ſagen haben, und ſchon
das iſt im Sinne einer friedlichen Entwicklung unſerer
inneren Politik zu begrüßen.

Die Zigarettenſteuer
Dem Arbeitsprogramm droht noch eine neue Gefahr.

Jm Reichsfinanzminiſterium hat man die Abſicht, wenn
irgend möglich, vor den Wahlen eine Reform der Ziga
rettenſteuer zu verabſchieden. Sachlich iſt das durchaus
berechtigt. Die geſtundeten Steuern belaufen ſich jetzt bereits
auf über 600 Millionen Goldmark, worauf auch der Ge
neralagent für die Reparationen in ſcharfer Kritik hin
gewieſen hat. Eine Abhilfe wäre daher dringend geboten,
nur läßt ſie ſich nicht mehr durchführen, ohne ſchwere Er
ſchütterungen hervorzurufen. Die Deutſchnationalen und
die deutſche Volkspartei kündigen für dieſen Fall bereits
Anträge auf Abänderung des Kapitalertragſteuergeſetzes
an, die den heftigſten Widerſtand der Sozialdemokraten
auslöſen würde. Jede neue Belaſtung der Arbeiter kann
zum Sprengpulver werden. Man iſt ohnedies nicht ſehr
optimiſtiſch und ſchätzt die Möglichkeit eines vorzeitigen
Bruches außerordentlich hoch ein. Nur ſtagatsmänniſchem
Geſchick kann es heute noch gelingen, die Tagung bis zum
31. März durchzuführen. Große Wahrſcheinlichkeit hat dieſe
Abſicht nicht in ſich. Man wird vielmehr durchaus damit
rechnen müſſen, daß wir uns etwa um die Mitte des Mo
nats in einer Kriſe befinden, aus der es keinen Ausweg
mehr gibt als die Auflöſung und Neuwahlen

Der Beamtenſchupp
Herr von Guerard hat in ſeiner Rede am Montag

ſich gegen jede Neueinſtellung oder höhere Einſtufung von
Beamten gewandt. Nur der genaue Kenner, der hinter
den Kuliſſen ſpielenden Vorgänge wußte, was damit ge
meint war. Es handelt ſich um Bemühungen des Herrn

von Keudell, noch raſch vor ſeinem Ausſcheiden aus dem
Amt einigen Parteifreunden einen Unterſchlupf in ſeinem
Reſſort zu ſichern. Dieſelbe Partei, die immer über Ge
vatterwirtſchaft gezetert hat, war ſofort bereit, als ſie an
die Macht gelangte, dieſe in der Tat üblen Erſcheinungen
zu übernehmen und zu übertrumpfen. Das war ſchon
ſeltfam, ſolange das Kabinett in volker Schönheit zu
ſammenſaß. Wenn man aber jetzt, wo es auf dem Sterbe
bett liegt, noch Futterkrippenpolitik treibt, ſo iſt das wohl
der Gipfel. Herr von Guerard traf eine empfindliche
Stelle. Die Koalitionsgenoſſen zur Rechten ſchwiegen ver
legen. Aber im Hauptausſchuß haben ſie dann durch eines
ihrer Mitglieder ſich ſehr entrüſtet geäußert. Eine Freund
ſchaft, die nicht rein netto kaſſa bezahlen will, hat für
ſie keinen Wert.

Die Eheſcheidungsreform
Monate hindurch hat der Rechtsausſchuß ſich mit An

trägen beſaßt, die auf einer Abänderung der jetzt geltenden
Praxis in der Eheſcheidung hinzielen. Sie iſt unbedingt
notwendig, denn das bürgerliche Geſetzbuch von 1900 iſt
eine Quelle der Unwahrhaſtigkeit geworden. Wer über das
nölige Geld verfügt und einen tüchtigen Anwalt zur Seite
hat, wird ſeine Ehe löſen können. Benachteiligt aber iſt
die große Maſſe des Volkes, Vor allem iſt es unerträglich,
daß vor Gericht mit Scheingründen gefochten wird, von
denen der Richter weiß, daß ſie nicht auf Tatſachen be
ruhen Ehebrüche werden zugegeben, die nie begangen wor
den ſind, nur um dem Puragraphen Genüge zu leiſten
Auch ſonſt iſt man ziemlich erfinderiſch. Hier haben ge
rade die Demokraten eingeſetzt und unter Führung von
Frau Dr. Lüders das ganze Problem auſgerollt. Zentrum
und Deutſchnationale wehrten ſich verzweifelt. Sie wollen
die Heiligkeit der Ehe retten, indem ſie ſie möglichſt un
trennbar geſtallen. Daß dadurch die Lüge erſt hineinkommt,
iſt ihnen nicht klar zu machen, und daß es für die Sittkich
heit weit beſſer iſt, wenn Ehen geſchieden werden, die nicht
mehr beſtehen und die nur zu gegenſeitiger Verbitterung
der Gatten führt, leugnen ſie Jm Ausſchuß ſind ſchließ
lich doch Aenderungen vorgenommen worden, die wenig
ſtens die ſchlimmſten Uebe ſtände beſeitigen. Dieſe Arbeit
aber iſt durch die nahe Beendigung der Tagung gefährdet.
So verlangten die Dembkraten dann, daß unter allen Um
ſtänden die e Reſorm noch vom Reichstage verabſchiedet wird
Die Deutſche Vollspartet die hier durch ihren beſten Juriſten
und liberalſter Mann Geheimrat Kahley vertreten iſt,
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das Wort. Wir täuſchen uns nicht darüber, daß auch
dieſe Vo lage zur Sprengung führen kann.

Herrn von Guerards Sorge
Jn ſeiner rheiniſchen Heimat hat der Führer des Zen

trums in einer Rede die Gefahr einer Koalilion der Linken
mit der Deutſchen Volkspartei ſchwarz in ſchwarz an die
Wand gemalt. Eine liberale Einigung für den Wahlkampf
und noch dazu mit den Sozialdemokraten und dem Bauern
bunde kann allerdings die Stellung des Zentrums er
ſchüttern und es aus ſeiner alles beherrſchenden Machtſtel
lung he ausdrängen. Gerade deshalb aber ſcheint uns dieſe
Parole als die einzig gegebene, Wir haben nicht den min
deſten Anlaß, dem Zent um wieder in den Sattel zu ver
helfen, zumal es ja auch zur Republik eine durchaus nicht
klare Haltung einnimmt. Für uns iſt es ſelbſtverſtändlich,
daß mit allen Mitteln verſucht wird, der demokratiſchen
Partei wieder die Stellung zurückzuerobern, die ihr zu
kommt. Es iſt nicht unſere Schuld, daß wir in einen Gegen
ſatz zum Zentrum geraten ſind, und wir müſſen auch für die
Zukunſt auf der Hut ſein, da einer der namhafteſten Ver
treter dieſer Partei erſt kür lich ganz offen ausgeſprochen
hat, man werde das Schulgeſetz gegen den Liberalismus
mit Hilſe der Sozialdemokraten und Unterſtützung der
Deutſchnationalen machen. Dagegen bleiben wir in Front.

Genf
Von Her diesmaligen Tagung des Völkerbundrates

verſprechen wir uns für unſere eigenen Intereſſen ſehr
wenig. Es iſt nicht wahrſcheinlich, daß die Fragen der
Rheinland äumung überhau t berührt werden. So kurz vor
den Wahlen iſt Band dazu gar nicht in der Lage, und
wenn s geſchehen ſollte würden alle Erörterungen nur
theoretiſchen Charakter tragen. Dafür aber gibt es Kon
fliete in Hülle und Fülle, an denen wir direkt und in

mancherlei Urſachen berührt, der italieniſchöſterreichiſche,
und die Affäre der ungariſchen Waſfenſchiebungen. Daß
wir die Leiden der Deutſchen Südtirols als eigen empſinden,
braucht nicht erſt betont zu werden. Ob es geſchickt war, fetzt
die Frage aufzuwerfen, laſſen wir dahin geſteltt ſein. Ganz
gleich, wie man darüber denkt, wird dieſer Konflikt uns
in Mitleidenſchaft ziehen. Das geht ſchon aus der faſeiſtiſchen
Preſſe hervor, die weit ſtärkere Angriffe gegen Berlin als
gegen Wien richtet. Auch die Angelegenheit der Waffen
läßt uns nicht geeichgül.ig, weil ganz oſſenſichtlich die kleine
Enlente in Frankreich bemüht iſt, durch die Jnveſtigationen
die neue militäriſche Kontrolle, einen Präzidenzſall zu ſchaf
ſen, der auch gegen andere, (lies Deutſchland), in Anwen
dung gebracht. werden ſoll. So dürfte die Märztagung

für Uns nicht gerade angenehme Tage bedeuten.

Demokratiſche Feſte
Die Hugenbergpreſſe gießt ihren giſtigen Spott über

die Veranſtaltungen aus, die zu Ehren des afghaniſchen
Königspaares in Berlin ſtattfanden. Sie meint, daß das
gegen unſere Grundſätze verſtoße. Aus dieſen Bemerkungen
ſpricht eine gewiſſe Furcht. Wir verſpüren keine Neigung,
den hohlen Pomp der wilhelminiſchen Zeit wieder zu be
leben, aber die Würde der Republik wahren wir ſchon
Was ihr am gründlichſten mißfallen hat, iſt die Aus
ſchmückung in ſchwarzrotgold. Und das iſt uns ein Be
weis für die Notwendigkeit, unſere Banner recht zu ent
falten.

Der
Lokalanzeiger“ u. ar

Das Intereſſe des nach Zeugnis der republikaniſchen
Preſſe durch und durch „roten“ Berlins für den auslän

di ſchen Monarchenbeſuch hat ſich bekanntlich über jedes
Erwarten groß gezeigt. So kam es, daß der Kronprinz als
er geſtern nachmittags gegen el Uhr auf einer Fahrt nach
ſeinem Büro vom Brandenbnrger Tor aus die Linden paſ
ſierte! dreiviertel Stunden alſo nach dem Einzug König
Amanüullahs, dort noch eine ungeheure Menſchenmenge
traf. die ihn erkannte und umjubelte. Der Kronprinz
iſt ſofort in die erſte Querſtraße links, die Neue Wilhelm
ſtraße, abgebogen, um ſich der Menge zu entziehen
was ihm übrigens wenig genützt hat; viel Hunderte folg
ten ſeinem Auto bis zu ſeinem Büro und harrten dort
ſtundenlang aus, um ihn noch einmal zu grüßen.“

So aber meldet die Deutſche Zeitung die doch
in monarchiſchen Fragen unverdächtig iſt:

Während der Erwartung des afghaniſchen Königs
pagres erkannte die Menſchenmenge Unter den Linden am
Steuer ſeines roten Wagens den Kronprinzen, der als
bald ſtürmiſch begrüßt wurde. Der Kronpring hatte große
Mühe ſeinen Wagen durch die Menge zu lenken, die ihn

ſchlug ſich auf die Seite der Linken Nun hat das Plenum ünmer wieder Umringte und Hochrüſe ausbrachte“

diert beteiligt ſind. Der polniſchlikauiſche, der uns aus

Unter der Ueberſchrift „Echt“ ſchreibt der „Berliner
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letzt auf der Bundesverſammlung des Deutſchen Rentner
bundes am 11.
Schneider Thüringen folgende Erklärung abgegeben

)ie R
Aehnlich den vielen früheren Verſprechungen wurde zu

November 192 in Berlin von Dr.

Ich begrüße es ganz außerordentlich, daß von Seiten
der demokratiſchen Reichstagsfraktion ein Geſetz
entwurf eingereicht worden iſt. Es iſt gerade bei
meiner Fraktion immer wieder an dieſer Frage gerührt
worden. Jch glaube nicht zuviel geſagt zu haben, daß
durch den dauernden Druck, der von unſerer Seite aus
geübt worden iſt, die Stimmung inzwiſchen ſehr viel
günſtiger geworden iſt. Wenn wir den Kleinrentnern
helfen wollen, wird uns immer entgegengehalten, daß
das, was wir den Kleinrentnern geben wollen, auch den
Sozialrentnern zugute kommen müſſe, was ich jedoch be
ſtreite Das Rentnerverſorgungsgeſetz muß ein ſozi
ales Korrektiv zu den Aufwertungsgeſetzen darſtellen.
Damit iſt es am beſten zu begründen. Damit entfällt auch
jeder Vergleich der Kleinrentner mit den Sozialrentnern.
Bezüglich der Deckungsfrage muß man mit aller Schärfe
hervorheben, daß für die Beſoldungsreform der Be
ämten das Reich 1,5 Milliarden zur Verfügung geſtellt
hat und für die Kapitalrentner bis jetzt nichts. Darum
werden wir alles daran ſetzen, um an der Grundlage
des demokratiſchen Entwurfs weiter zu arbeiten, damit
den Rentnern ein Rechtsanſpruch gewährt wird und das
Reich die Mittel dafür übernehmen muß. Nach dieſer
Richtung hin werden wir arbeiten und unſeren ganzen
Einfluß einſetzen. Jch hoffe, daß wir auf dieſe Weiſe,
nachdem wir jahrelang vorgearbeitet haben und auch in
zwiſchen die Stimmung für eine endgültige Regelung
beſſer geworden iſt, die heißerſehnte Befriedigung der
arten Rentner nun endlich erlangen Dies iſt die
Stellung meiner Fraktion Jch wiederhole nochmals, daß
meine Partei als die ſtärkſte Regierungspartei alles tun
wird, um dieſes Geſetz in Jhrem Sinne zu regeln.

Frau Paula Mueller-Otfried erklärte auf der
Bundesverſammlung:

Auch ich ſtehe auf dem Standpunkt, daß unſere
ganze Arbeit dahin gerichtet werden muß, den Rentnern
einen Rechtsanſpruch zu verſchaffen, um ſie aus den de
mütigenden Verhältniſſen herauszunehmen Jch kann
es mir nicht verſagen, in dieſer Stunde meiner Freude

darüber Ausdruck zu geben, daß auch von ſolchen Par
teien, die früher Schwierigkeiten ſahen (Anm.: gemeint
ſind wohl das Zentrum und die bayeriſche Volkspartei)
jetzt der gute Wille ganz beſonders betont wird
Wir hoffen, daß, wo anſcheinend auf allen Seiten der

beſte Wille vorhanden iſt, das Rentnerverſorgungsgeſetz
nunmehr Wirklichkeit werden möge Doch müſſen wir die

Taten abwarten. Jch möchte nochmals unterſtreichen, daß
wir das Verſorgungsgeſetz nicht als eine ſtarke Verbeſſe
rung der Fürſorge anſehen dürfen (vergl. die Stel
lungnahme der Rednerin zu dem 25Millionen Ange
botlh. Wir wollen nun hoſſen, daß die Parteien wirklich

das halten, was ſie verſprochen haben.
Aehnlich äußerte ſie ſich in Nr. 544 der „Neuen Preuß.

Kreuzzeitung vom 18. November 1927 und teilte dann
Herrn 1. Bundesvorſitzenden in einem Schreiben unter
anderem folgendes mit:

„Wenn die Vertagung der Beratungen über den
demokratiſchen Antrag auf Einbringung eines Rentner

verſorgungsgeſetzes beſchloſſen worden iſt, ſo liegt der
Grund einfach darin, daß im Augenblick geſetzgeberiſch
unter den obwaltenden parlamentariſchen Verhältniſſen
nicht mehr zu erreichen war, zum anderen in dem Ein
ſpruch des Reparationsagenten.

Wir bedauern dieſe parlamentariſche Notwendigkeit,
wir haben aber die begründete Hoffnung, für die Jn
tereſſen der Kleinrentner innerhalb der Etatberatungen

für die eine Vorlage der Reichsregierung verſprochen
worden iſt mehr zu erreichen, als unter den jetzt

gegebenen Verhältniſſen möglich iſt.
Wir werden nicht aufhören, alles zu tun, um zu

dem Ziel der Schaffung eines Rentnerverſorgungsge
ſetzes zu gelangen, das den Kapital und Fürſorgerent
nern einen Rechtsanſpruch gegen das Reich gewährt.“

Am 14. September 1927 lehnte die Deutſchnationale
Partei es im Aelteſtenrat ab, das Rentnerverſorgungs
geſetz bereits in der Zwiſchentagung des Reichstages zu
verhandeln. Nachdem dieſe Ablehnung bekannt geworden
war, ſtimmte man dann allerdings doch dafür, das Geſetz
durch das Plenum dem ſozialpolitiſchen Ausſchuß überweiſen
zu laſſen, jedoch unter der Vorausſetzung, daß eine Debarte

im Plenum nicht ſtattfinden dürfte.
Nach mehrfacher Vertagung ſchloſſen ſich die deutſch

nationalen Vertreter im ſozialpolitiſchen Ausſchuß am 24.
November 1927 dem Antrage des Reichsarbeitsminiſters
an, welcher forderte, die Angelegenheit bis zu den Etats
beratungen, alſo bis zum kommenden Frühjahr, zu
vertagen. Aber auch der weitere demokratiſche An
trag, das Geſetz wenigſtens weiter im einzelnen zu be
raten, um dem ſpäteren Einwande, daß die Verabſchie
dung des Geſetzes im Zuſammenhang mit den Etatsberatun-
Zgen mangels ungenügender Vorbereitung nicht möglich
ſei, zu begegnen, wurde von den Deutſchnatidn alen

abgelehn t.Jm übrigen ſcheint man ſich innerhalb der Fraktion
weder über dieſe noch über andere Fragen einig zu ſein.
Es ſcheinen in Bezug auf die Rentnerverſorgung ähnliche
Gegenſätze zu beſtehen, wie z. B. in der Aufwertungsfrage
zwiſchen den Herren Hergt und Bazille. Frau Paula
Mueller-Otfried hat alſo durchaus keinen Anlaß, ihrer
großen Freude darüber in der November Nummer der
Evangeliſchen Frauenzeitung Ausdruck zu geben, daß der
Deutſche Rentnerbund in ſich geſpalten und uneinig ſei,
was den Tatſachen durchaus nicht entſpricht. Jm übrigen

entner klagen an!
Deutſchnationale Volkspartei

dieſe verfolgt. Allerdings ſordert der Rentnerbund Ver
ſorgung auf vreichsgeſetzlicher Grundlage, die deutſchnat.
Partei dagegen hat wiederholt, insbeſondere anläßlich der
bekannten 25-Millionen- Entſchließung des Reichstages vom
A. April 1927 dafür geſtimmt, daß die Rentner weiter
in der Fürſorge verbleiben ſollten. Sie verſuchte dies
dadurch ſchmackhaft zu machen, daß einige ſchönklingende
Verbeſſerungen in der Fürſorge für die Rentner auf dem
Papier durchgeführt werden ſollten, aber praäktiſch wir
kungslos bleiben mußten, weil man ja die bisherigen ge
ſetzlichen Beſtimmungen nicht änderte, ſondern den Ge
meinden nur anheim geſtellt wurde, gewiſſe Verbeſſerungen
gegen Bezahlung durch das Reich durchzuführen. Beſtim
mend iſt, daß die Rentner in der Fürſorge belaſſen wurden.

Angeblich iſt im ſozialpolitiſchen Ausſchuß von deutſch
nationaler Seite erklärt worden, die Fraktion habe für
die Rentner niemals einen Rechtsanſpruch auf Ver
ſorgung, ſondern ſtets nur einen ſolchen auf Fürſorge
erreichen wollen. Dieſe Erklärung ſoll abgegeben worden
ſein, nachdem von einigen Rednern darauf hingewieſen
war, daß die Deutſchnationalen ja ſchon vor faſt 192 Jahren
„agitatoriſche Anträge“ zu Gunſten der Rentnerverſor
gung geſtellt hatten, deren ſie ſich ja ſelbſt rühmten (ver
gleiche „Greifswalder Zeitung vom 23. 11. 1927), ſo
daß ſie in der Zwiſchenzeit die Deckungsfrage ausreichend

Sahotage

Durch Geſetz vom 27. 12. 1927 ſind die in Preußen
beſtehenden Gutsbezirke aufgelöſt worden. Sie ſind ent
weder mit Landgemeinden oder Stadtgemeinden zu ver
einigen oder mit anderen Gütsbezirken zu einer neuen
Stadtgemeinde oder Landgemeinde zuſammenzulegen oder
allein für ſich im Ganzen oder in Teilen in Landge
meinden oder Stadtgemeinden umzuwandeln.

Zwar will der Geſetzgeber, daß darüber, welche dieſer
drei Arten im Einzelfalle in Frage kommt, das Staats
miniſterium beſchließt. Jn der erſten Anweiſung des Jnnen
miniſters zur Ausführung des Geſetzes iſt jedoch geſagt,
daß die Vorſchläge der Kreisausſchüſſe die Grundlage für
die Entſcheidung des Staatsminiſteriums bilden ſollen.
Für die rechtzeitige und ſachgemäße Durchführung ſind die
Oberpräſidenten verantwort ich gemacht worden. Ferner iſt
der Regierungspräſident dafür verantwortlich gemacht wor
den, daß die Auflöſung in ſeinem Regierungsbezirk nach
einheitlichen Geſichtspunkten geſchieht.

Man darf geſpannt bleiben, wie dieſe Rechnung auf
gehen wird. Die Fehlerquellen ſind nach der Faſſung des
Geſetes und der Ausſführungsanwetiſung des Jnnenminiſters
auf den erſten Blick erſichtlich. Daß die drei Arten der
Auflöſung gleichberechtigt nebeneinander beſtehen, birgt die
Gefahr grundſätzlich verſchiedener Behandlung des gleich
liegenden Problems, von vornherein in ſich. Wir werden
es erleben, daß in dem einen Regierungsbezirk, an de ſen
Spitze ein Anhänger der alten Gutsherrlichkeit ſteht, die
alten ſelbſtändigen Gutsbezirke in den neuen Mantel ſelb
ſtändiger Gutsgemeinden ihre fröh iche Auferſtehung ſeiern
werden, während in den anderen, der von einem fort
ſchrittlichen Regierungspräſidenten verwaltet wird, die
Gutsbezirke in der Regel den benachbarten Bauerngemein
den angegliedert werden. Zwar wird man darauf hinweiſen,
daß die Beteiligten gehört worden ſind. Wer ſind aber
die nach dem Geſetz anzuhörenden Beteiligten? Auf der
einen Seite die bisherigen Gutsvorſteher, d. h. die Guts
beſitzer, die grundſätzlich auf dem Standpunkte ſtehen wer
den, daß ſie ſich nicht in die Karten gucken und in ihr altes
Se bſtherrſchertum hineinreden und daher alles beim Alten
(Umwandlung der Gutsbezirke in Gutsgemeinden) laſſen
wollen, während die auf der anderen Seite Beteiligten, die
Bauerngemeinden, im allgemeinen wenig Luſt zeigen, die

Gutsbezirke mit ihren veratteten und verlodderten wirt
ſchaft. ichen und ſozialen Verhältniſſen in ihren Gemeindebe
reich aufzunehmen, was man ihnen von ihrem Standpunkte
aus nicht allzuſehr verdenken kann. Die I Millionen
preußiſcher Volksgenoſſen aber, die in Gutsbezirken wohnen
und jetzt zum erſten Male am Rechte der kommunalen
Selbſtverwaltung teilnehmen ſollen, ſind nicht gefragt wor
den und konnten gemäß dem Willen des Geſetzgebers auch

nicht gefragt werden.
Es liegt aber klar zu Tage, daß auf den Willen

und die Intereſſen gerade dieſer Ungefragten bei der
Durchführung des Geſetzes in erſter Linie Rückſicht ge
nommen werden muß. Die Stellungnahme der Kreisaus
ſchüſſe wird in den wenigſten Fällen eine Korrektur der
Abſichten der befragten Gutsvorſteher und Gemeindever-
waltungen herbeiführen, da der Wille der Mehrzahl der
Einwohner der Gutsbezirke in den meiſten Fällen nur
durch eine Minderheit in den Kreisausſchüſſen vertreten
iſt und ſelbſt da, wo die Linke allem Wahlterror der
Großagrarier zum Trotz ſich einigermaßen hat behaupten
können, vie fach der den Rechtskreiſen angehörende Land
rat das Zünglein an der Wage darſtellt. Dieſer wird ſich
aus eigenem Antrieb kaum gegen die Jntereſſen ſeiner
Standes und Parreigenoſſen entſch. iden, wenn nicht ſe tens
der vorgeſetzten Behörde ihm klargemacht wird, daß in
einer Gutsgemeinde, in der das ganze Gemeindeterritorium
einem einzelnen gehört, von einem gedeihlichen Gemeinde
leben keine Rede ſein kann. Ob ſeitens der Regierungs
präſidien und Oberpräſidien dieſe Aufl aſſung in den Land

kreiſen geltend gemacht wird, muß bei der augenblicklichen
Beſetzung jener Regierungsbehörden und der Einſtellung
mancher Sachbearbeiter bezweifelt werden. Die Gefahr,
daß der zweifelsfreie Sinn des Geſetzes in den Aemtern
umgebogen wird, iſt daher ſehr groß. Schon im Jnnenkann man ſich über die Uneinigkeit einer Organiſation

doch auch nur dann freuen, wenn man andere Ziele als

Ablehnung mit der Ungeklärtheit der Finanzierun
hätte prüfen können. Sie könnten alſo jetzt nicht

gründen

ſagt alles
Die japaniſchen Wahlen

Die Reichstagswahlen in Japan, die am
vorgenommen wurden, haben, wie die jetzt vorliegenden
gebniſſe erkennen laſſen, ein ziemliches Gleichgewicht der
Kräſte gebracht. Zum erſten Male hat diesmal auch die J
duſt iearbeiterſchaft mitgewählt, und zum erſten Male wer
den acht Vertreter der Arbeiterparteien in das Parlament
einziehen Sie ſind berufen, dort eine wichtige Rolle und kultt
ſpielen, denn die Entſcheidung, nach welcher Seite ſie i mmnunalpe
wenden werden, wird den Ausſchlag geben für die Mehrhe uch der
ent reder der Agrarpartei (Seiyakai) oder der Handels Und ung der
IJnduſt iepartei (Minſeito). Dieſe beiden alten Parkeien großagrat
ſtehen einander mit faſt gleicher Abgeordnetenzahl gegen
üher. Neben der Arbeiterpartei giot es noch eine Reihe von Hie ne
kleineren Gruppen, die zuſammen 22 Sitze haben Die Führer
bieherige Regierungspartei der Seihukai wird wahrſchein Sehr t
lich verſuchen, durch Heranziehung dieſer kleinen Gruppe Ranen
auch weite hin die Mehrheit für ſich zu ſichern. Jedenfall Vezeich
hat die bisherige Regierung noch keinerlei Rücktritt hen

ſir das

der rei
das Geſe

ſichten merken laſſen. dadurch

n m. dem De8 3 Nondwirtſeder Auflöſung der Gutsbezirhe?

Von Heinrich Cramer, deHauptvorſitzender des Gewerkvereins der deutſchen Landarbeiter e t
Auflöſungsmöglichkeiten umgeſtellt, indem in der Ausſül Dieſe
rungsanweiſung vom 27. Dezember 1927 als erſter Haup beteiligt
fall die Umwandlung von Gutsbezirken in Gemeinden genau
als zweiter erſt die Vereinigung von Gutsbezirken m ſſtiſchen
Stadt und Landgemeinden hingeſtellt wird. Es fällt ſchwe eteſent
hierbei an Zufall und nicht an Abſicht zu glauben, wen Daß
man beobachten kann, welche Wirkung dieſe Umdrehur h äng

bereits hervorgerufen hat. h DenKann bei einer Umwandlung eines vpisherigel,
Gutsbezirks in eine Gutsgemeinde oder ſeb
bei einer Zuſammenfaſſung mehrerer Gutsbezirke zu ein
Gutsgemeinde ein wirtſchaftlicher Aufſtieg und ein gedeil
liches Gemeindeleben erwartet werden? Man ſtelle ſihſ hrer
eine von den Gutsarbeitern und Gutsangeſtellten gewähl
Gemeindevertretung vor, die über die gemeindliche Ven
waltung des ihrem Arbeitgeber reſtlos gehörenden Gebiet
beſchließen ſoll. Der Gutsbeſitzer iſt in der Lage, ſam 0
lichen Mitgliedern der Gemeindevertretung ihre Arbeit n
ſtelle zu kündigen, kurzerhand alſo die Gemeindevertt
kung aufzulöſen, wenn dieſe nach Pflicht und freiem E
meſſen Beſchlüſſe im Intereſſe der Gutsgemeinde faßte
dem Gutsbeſitzer nicht paſſen. Wer den zähen ſkrupell
betriebenen Kampf mancher Großagrarier gegen die v
den Arbeitern gewählten Betriebsvertretungen bzw. der
Mitglieder zu beobachten Gelegenheit gehabt hat, der h
keinerlei Zweifel, was in dieſer Hinſicht auch bezüglich d
Gutsgemeindevertretungen künftig zu erwarten ſein wir
Wo bleibt dann aber die Bürgſchaft für die Unabhängigk
der Entſcheidungen einer ſolchen Gemeindevertretung, ge alte
nicht zu veden von der Möglichkeit der Jnitiative in S
meindeangelegenheiten? t P de G

Des weiteren ſtehen die neuen Gemeindevertretung l
der Gutsbezirke ohne jede Tradition da. Bei einer Ein An
gemeindung in die benachbarten Bauerngemeinden ab e
kommen die neuen Gemeindevertreter in die alken, im C mee v
biet des Großgrundbeſitzes erfreulicherweiſe vielfach eifenin füh

ſüchtig gehüteten Ueberieferungen der Dörfer hinein, w tafte
für die eine Seite Erleichterung der neuen Pflichten, ihurt
die andere Seite Auffriſchung und Anſporn bedeutet. vein
Das Gebiet des Großgrundbeſitzes, alſo der bisherige nen

Gutsbezirke, krankt an manchem Uebel, dem das neue Gehen
ſteuern ſoll, und zwar ſollen nach einer weiteren Ausfil iſhe 5
rungsanweiſung des Jnnenminiſters endgültige neue V är u
hältniſſe geſchaffen werden. Kenner der Zuſtände wiſſ ſie
wie ſchlecht es um die Verkehrsverhältniſſe in Oſtelbl igt
beſtellt wie groß das Elend der wirtſchaftlich Schwache t
namentlich der Alten und Kranken dort iſt, und wie je e
Möglichkeit der Seßhaftmachung und des wirtſchaftlich
Auſſtiegs fehlt. Es iſt bedauerlich, daß die Bauerngemel h
den die Dinge gerade unter dieſem letzteren Geſichtspun
nicht ſehen wollen, und die Zuteilung von Gutsbeziri
für ein Geſchenk höchſt zweifelhafter Art anſehen, was ſ
den Augenblick richtig ſein mag, für die Zukunft aber ni
ſtimmt. Kann jemand glauben, daß in der neuen Gu n
gemeinde unabhängige Entſcheidungen der neuen Gemein

vertretung hinſichtlich der Inſtandſetzung der miſerab
Wege des alten Gutsbezirks, Schaffung von menſchenwür
gen Unterkunftsmöglichkeiten für die Arbeiter Verſorgu
der Kranken und Alten möglich ſein wird? Und iſt e
recht jemand in der Lage, zu behaupten daß der Hun
der Kleinbauern und Landarbeiter nach Land befried
werden kann, wie die alten Gutsbezirke, aus denen all t
doch der Bedarf an Land ausgeſchnitten werden kann, auß h
halb der Bauerngemeinden bleiben, in denen allein
übrigen auch die Landarbeiter unabhängig und wirkſ
ihren Bedarf an Siedlungsland anmelden und vertre
können?

wird. Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß er ge an
und ſyſtematiſch alle Maſchen des Geſetzes benutzt, um e
deſſen Abſichten zu entziehen Er verſfügt in der M
kratie, über genügend Einfluß, um dort eine ſtarke Stüße n n.
die Sabotage des Geſetzes zu finden. Das Staatsminiſterl m
ſei daher gewarnt! Dieſes allein hat es in der Hand ded
Verſuche zu verhindern, das Geſes in der Durchführn Wen

miniſtertum hat man die im Geſetz gegebene Reihenſolge der
umzubiegen. Es darf ſich nicht durch das Geſchretd e in



h nicht Naſſen, die ſagen daß namentlich die Verkehrs
en der Angliederung von Gutsbezirken an die

en hindernd im Wege ſtehen. Die rückſtändigen
dem verhältniſſe ſind ja doch nur die Folge der bise d an Vorherrſchaft der Gutsbezirke und ſollen durch deren

m tie ing mitbeſeitigt werden wie ſo manches andere Rück
ſt Virkhge in Oſtelbien. Die Regel muß die Vereinigung des

g. Da girks mit der nächſten Bauerngemeinde werden. Die
gung von Gutsbezirken zu Gemeinden muß die Aus

hlen die Umwandlung eines einzelnen Gutsbezirks in
am 20. utsgemeinde den allerſeltenſten Ausnahmefall bilden.
vorlegen idausſchüſſe ſind vielfach noch in ihren Mehrheiten
Gleiheenig les iche Intereſſenvertretüng des Großgrundbe
mal auch di Das Geſetz läßt leider keine Minderheitsberichte zu
erſten Mal igt für das Staatsminiſterium aller Anlaß vor, die
das Parh äge der Kreisausſchüſſe ſcharf unter die Lupe zu neh
vichtige dal nd das Geſetz ſo durchzuführen, daß es zum wirt-

Se en und kulturellen Segen der großen Maſſſe der bis
für die Nah hommunalpolitiſch entrechteten Bevölkerung, na
der dandu auch der Zandarbeiter, angewendet, nicht aber
alten In haltung der Vormachtſtellung und der Privilegien

nelenzaht en großagrariſchen Gutsvorſtehers umgebogen wird!

h eine Rei

ite un Die neuen Bauernparteien
wird waheſg der Führer des Bayeriſchen Bauernbundes, Mi
kleinen C D. Fehr, will, wie man weiß, ſeinem Bauern

ichern. Jede den Namen Deutſche Bauern partei geben und
le Ricte die er Bezeichnung ſein Arbeitsgebiet bei den nächſten

Ztagswahlen über ganz Deutſchland ausdehnen. Die
wird dadurch kompliziert, daß der Bayeriſche Bauern
mit dem Deutſchen Bauernbund und dem Reichs

nd land wirtſchaftlicher Klein und Mittelberriebe zur
hen Bauernſchaft zuſammengeſchloſſen iſt, daß aber
wähnte Deutſche Bauernpartei eine Sondergrün
nur des Bayeriſchen Bauernbundes und ſeines Füh
Dr. Fehr iſt, der nebenbei geſagt bis zum 1. April
Js. auch den Vorſitz in der Deutſchen Bauern

Nuhrt. Dieſe Geſamtorganiſation iſt an der Neubildung
W unbeteiligt und wird ſich, wie ſie erklären läßt, ihr
über genau ſo neutral verhalten, wie ſie es allen
en politiſchen Parteien gegenüber tut, die die berech

Intereſſen des deutſchen Bauerntums wahrzunehmen
t ſind. Daß die neue Deutſche Bauernpartei „nur
hrittlich eingeſtellt“ ſein kann, wie man in einzelnen
en der Deutſchen Bauernſchaft annimmt, iſt wohl

inde da ans ſicher
begitte Auch bei der anderen Bauerngruppe, die ſich in der
re nei ge il et ha der Chriſtlich Na iona en Bauernp

i liegen die Dinge etwas kompliziert. Nicht ſowohl

z bisher

h rer poltiſchen Richtung dieſe iſt ganz
m di o durchaus reaktionär und nach den Jntereſſen
e Croßagrariertums orientiert. Aber hinſichtlich ihres

ültni ſes zu den anderen Rechtsparteien, insbeſondere
Deutſchen Volkspartei Der volkspartei iche Abgeordnete

Präſident des Rheinlandbundes, wilk bei der näch
Whl auf der Liſte der ChriſtlichNationalen Bauern

kandidieren „aber trotzdem weiter der Deutſchen
rei angehören Wenn er dieſe Abſicht nicht nur
Muuſſteckt!l Man hört nämlich auch ſonſt von bedenk
n Austritten aus der Deutſchen Volkspartei ſeitens An
Liger der Land wirtſchaft. Jn der Pfalz beiſpiels
hatte die Deutſche Volkspartei bisher an dem Pfäl
Bauernbund eine feſte Stütze; daß dieſer Bauernbund
Untervrganiſation des Rheinlandbundes iſt, geniert
ſicht weiter. Neuerdings aber iſt, wie wir erfahren, ein
er Teil des Bauernbundes nach rechts hin abgewandert
andere Teile drohen zu folgen „kurz, es machen
alle Zeichen der Auflöſung und des Abfalls bemerk

eindebere Allem Anſchein nach ſoll es ja eine Hauptaufgabe
Bei eine ChriſtlichNationalen Bauernpartei ſein, unter neu
ngemeinden er Flagge volksparteiliche Elemente in das Lager der
die alten n zu führen.
ſe vielfach

u ſeſtrafte Beſchimpfung der Republik
en Pflicht Frankfurt, 24. Februar. Der verantwortliche Schrift
rn bedeutet der Beilage „Landjugend“ des „Rhein und Heſſen
ſo der bie ern, einer Zeitſchrift des Rheiniſchen Bauernbundes,

das nele e einen Artikel gebracht, in dem die Reichsfarben und
weiteren Deutſche Republik auf das gemeinſte beſchimpft worden
ültige nelgen Er wurde deshalb, obwohl er ſich damit herauszu
Zuſtände n verſuchte, daß es ſich um einen Zweitdruck handle,

iſſe n nicht geleſen habe, zu einer Geldſtrafe von 700
fich h verurteilt
ert w rne t Stegerwald Brief und die Beamten

Vauert Bei den Reichstagsdebatten über die Beſoldungsvorlage
e Geſih lte bekanntlich ein Brief Dr. Stegerwalds eine Rolle,

Guteh dem dieſer Zentrumsabgeordnete überaus abfällige und
von nkränkende Aeußerungen von „einzelnen Chefs der Ver

t ngen“ über die Beamten und namentlich die abge
en Beamten wiedergegeben hatte. Die ZentrumsBeam

a aniſation beſchwerte ſich deshalb bei dem Reichskanzler
ſ Narx und dieſer antwortete darauf in einem Stegerwald
en ſt gerade freundlichen Schreiben. das genau ſo wie der
ſErwaldBrief ſelbſt ohne Abſicht des Verſaſſers in die
fenklichkeit gelangte. Außerdem aber hatte auch der
ſche Beamtenbund den Reichskanzler um Genugtuung
icht. Anſtelle von Dr. Marx hat nun unter dem 7. Fe

dent r der Staatsſekretär in der Reichskanzlei, Dr. Pünder,
aus kann inem Schreiben erwidert, das den Beamten die ver
rden h gte volle Genugtuung gibt, die „abſolute Berufstreue“,
t aufopferungscolle Hingabe“ der Beamten rühmt und
gig v der abgebauten Beamten ehrenvoll gedenkt. Der Deutſche
en un ntenbund hatte in ſeinem Schreiben auch eine Unter

men angeregt, welche Verwaltungschefs denn die abge
en Beamten ſo böſe beleidigten. Staatsſekretär Dr.
er verſpricht ſich von ſolchen Unterſüchungen keinen Er

rnnh er in ſeinem Antwortſchreiben hervorhebt, würden
ben urch „Aeußerungen, die im Zuſammenhang mit den

gt in 5 beren parlamentariſchen Kämpfen um die Beſoldungs-
e ſarle m gefallen ſind, und die nur in dieſem Zuſammenhange
Ztaat n tet werden dürſen, eine ihnen nicht zukommende allge
g der ine Bedeutung beigemeſſen und inſolgedeſſen neue Un

a
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Ueber „Berufskrankenkaſſen“
Die neue Form in der Krankenverſicherung

Eine alte Forderung der maßgebenden Angeſtellten-
organiſationen iſt die Gleichberechtigung der ſtandeseigenen
Einrichtungen mit den geſetzlichen Trägern der Krankenver
ſicherung. Nach dieſer Richtung hin iſt inſofern ein Erfolg
zu verzeichnen, als der Geſetzgeber den Reichsarbeitsmi
niſter vorübergehend ermächtigt Hhat, unter beſtimmken
Vorausſetzungen auff Antrag wirtſchaftlicher Verbände von
Arbeitnehmern ſog. Erſatzkaſſen als Berufskrankenkaſſen
zuzulaſſen. Jn den amtlichen Nachrichten der Reichsver
ſicherung, Heft 1, hat der Reichsarbeitsminiſter nunmehr
das Verzeichnis der Berufskrankenkaſſen von An
geſtelltenorgani ationen veröffentlicht, die zugelaſſen worden
ſind. Es ſind insgeſamt neun Kaſſen, darunter vier Neu
gründungen. Die anderen fünf Kaſſen beſtanden bisher
ſchon in der Eigenſchaft von Erſatzkaſſen. Einige von ihnen
haben bekanntlich eine außerordentliche Bedeutung unter
den Angeſtellten- Krankenkaſſen gewonnen. Der Gewerk
ſchaftsbund der Angeſtellten, der unter den veralteten ge
ſetzlichen Vorſchriften drei nach Berufen und Geſchlechtern
gegliederte Erſatzkaſſen fortführen mußte, konnte bei dieſer
meuen Regelung, ſeiner neuzeitlichen organiſatoriſchen Form
entſprechend, die Einheitskrankenkaſſe für männliche und
weibliche Angeſtellte, Werkmeiſter, Techniker und ver
wandte Berufe ſchaffen. Mik über 200000 Stammver-
ſicherten und mehr als 150 000 Familien angehörigen will
die Berufskrankenkaſſe dieſer großen Angeſtelltenorgani
ſation in der neuen Form ihr Wirken für den deutſchen
Angeſtelltenſtand fortſetzen.

Tarifabſchluß im Verſicherungsgewerbe
Am Dienstag iſt zwiſchen dem Arbeitgeberverband

deutſcher Verſicherungsunternehmungen einerſeits und den
im Gewerkſchaftsring zuſammengeſchloſſenen Verbänden
(Allgemeiner Verband der Verſicherungsangeſtellten und
Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten) andererſeits für die
Zeit vom 1. April 1928 bis 31 März 1929 der Gehalts-
tarif Zür das Verſicherungsgewerbe neu abgeſchloſſen wor
den. Die neu vereinbarten Gehaltsſätze ſehen eine allge
meine Erhöhung der Gehälter um 7 Proz. vor. Die
übrigen geldlichen Leiſtungen (ſoziale Zulagen, Abteilungs
leiterzulagen und Speſenſätze) ſind ebenfalls erhöht wov
den. Damit iſt die gegenwärtige Tarifbewegung, wie uns
von den beiden genannten Verbänden mitgeteilt wird, im
Verſicherungsgewerbe endgültig abgeſchloſſen, weil durch
dieſen Tarifabſchluß angeblich die weit überwiegende Mehr
heit der Verſicherungsangeſtellten erfaßt wird.

Ausdehnung der Unfallverſicherung
Dem Reichsrat und dem vorläufigen Reichswirtſchafts

rat liegt zurzeit eine Novelle zur Unfallverſicherung vor,
die eine Anzahl weiterer Berufsklaſſen dieſer Verſicherung
unterwerſen will. Den Anſtoß dazu hat die Regierung mit
ihrer Denkſchriſt zu den Beſchlüſſen der internationalen Ar
beitskonſerenz über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten
vom Herbſt vorigen Jahres gegeben. Dadurch beeinflußt,
beſchloß der Reichstag am 7. 12. 1927, die Unfallverſiche
rung zunächſt auf eine Reihe von Betrieben auszudehnen,
wo es ſich ohne grundſätzliche Aenderung der Verſicherungs
organiſation ermöglichen läßt, nämlich auf Feuerwehren,
Krankenanſtalten, Bühnenbetriebe und Laboratorien. Die
ſem Beſchluß entſpricht der vorliegende Geſetzentwurf. Aller
dings verbindet er damit zwei weitere Vorſchläge auf Er
ſtreckung der Unfallverſicherung: er will die Röntgenbe
triebe einbeziehen und will dem Schutze der Unfallver
ſicherung auch Unfälle bei einer Lebensrettung unterſtellen.

Hierunter verſteht der Entwurf im allgemeinen
Unfälle beim uneigennützigen Einſetzen des eigenen Lebens
zur Rettung eines fremden Lebens.

Politiſche Notizen
Von der preußiſchen Verwaltungsreform.

Wie man weiß, iſt es in dem jetzt zur Rüſte gehenden
Preußiſchen Landtag nicht möglich geweſen, eine Reform
der Städte und der Landgemeindeordnung zu verabſchie
den; nur das Bruchſtück einer Landgemeindeordnung, im
weſentlichen die Aufhebung der Gutsbezirke enthaltend,
iſt zuſtande gekommen. Die Pläne für eine preußiſche Ver
waltungsreform, zunächſt für eine Reform der Selbſt
verwaltung, ſind aber dadurch keineswegs bis auf weiteres
erledigt. Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt,
werden vielmehr die Arbeiten zur Fertigſtellung der Ge
ſetzentwürfe einer neuen Landgemeindeordnung, Städte
ordnung, Kreisordnung und Provinzialordnung im Preu
ßiſchen Jnnenminiſterium demnächſt in Angriff genom
men.

Kein Anſchluß Lübecks an Preußen.
Zur Frage des Anſchluſſes des Fürſtentums Lübeck,

eines volitiſch zu Oldenburg, geogräphiſch zu Schleswig
Holſtein gehörigen Gebietsteils, an den preußiſchen Staat
hat jüngſt auch die für das Fürſtentum zuſtändige Han
delskammer in Eutin, und zwar in verneinendem Sinne,
Stellung genommen. Es iſt nicht unintereſſant, die Gründe
für die Abweiſung kennenzulernen. Danach lehnt die Han
delskammer einſtimmig „in Anbetracht der einfachen und
billigen Verwaltung und der geordneten Finanzlage des
Landesteils, im Vertrauen auf die in ſeinen einträglichen
Staatsgütern, in ſeiner geographiſchen Lage und land
ſchaftlichen Schönheit und in ſeiner wirtſchaftlich hoffentlich
recht bald wieder erſtarkenden Landwirtſchaft ruhenden
ideellen und materiellen Werte einen ſtaatlichen Anſchluß
an ein anderes Land ab, von dem keinerlei wirtſchaftliche
Vorteile, ſondern lediglich eine ſtärkere Belaſtung der Wirt
ſchaft zu erwarten iſt.“

Deutſche Volkspartei und Schulgeſetz.
Ange ichts der bevorſtehenden Reichstagswahlen hat

die Deutſche Volkspartei das Beſtreben, ſich unter Be
rufung auf ihre Haltung gegenüber dem Schulgeſetzentwurf
als die wahre Hüterin des Liberalismus hinzuſtellen,
die es daher auch verdiene, die Stimmen aller Liberalen bei
der kommenden Wahl auf ſich zu vereinigen. Der Jührer

der volksparteilichen Reichstagsfraktion, Abgeordneter Dr.
Scholz, hat neulich in einer Rede in Königsberg i. Pr.
Ausführungen über das Keudellſche Schulgeſetz gemacht.
die ebenſogut von einem Demokraten hätten geſprochen ſein
können. Das iſt ſehr erfreulich, darf aber nicht hindern
feſtzuſtellen, daß die heldenhafte Verteidigung des Libera
lismus durch die Deutſche Volkspartei beim Schulgeſetz
zum größten Teil nur eine Legende iſt, und daß die Ver
tretung des Liberalismus durch die Abgeordneten der
Deutſchen Volkspartei im Bildungsausſchuß durchaus eines
klaren Zieles entbehrte. Wie ſchwankend die Partei war,
das bezeugt auch ein Parlamentarier, der Gelegenheit
hatte, die Dinge im Reichstage aus allernächſter Näbe
zu ſehen, der demokratiſche Abgeordnete Profeſſor Dr.
Walter Goetz. Jn den Betrachtungen über die Kulturauf
gaben des Liberalismus, die er in der „Neuen Leipziger
Zeitung“ anſtellt, ſchreibt er: „Das Schulgeſetz bot die
Probe auf die Haltung der ſogenannten Gebildeten ohne
die Lehrerſchaft, ohne die demokratiſchen Kreiſe wäre die
Schule vor neuer Umklammerung durch die Kirche kaum zu
retten geweſen. Ein hervorragendes Mitglied der alten
Nationalliberalen Partei ſtellte den Antrag, die ſächſiſche
Gemeinſchaftsſchule (die doch den obligatoriſchen Religions
unterricht beſitzt!) zurückzuverwandeln in die konfeſſio
nelle Schule! Jſt das nicht ein Zeichen der Zeit? Warum
verhinderte die Deutſche Volkspartei dieſen Antrag nicht,
obwohl ſie ſich doch anderſeits für die Erhaltung der
Gemeinſchaftsſchule in Baden und Heſſen einſetzte? Be
durfte es nicht ſtarker Anſtrengungen der liberal Geſinnten
in der Deutſchen Volkspartei, damit nicht auch dieſe letzte
Stellung preisgegeben wurde? Wer die Verhandlungen
des Schulgeſetzes ſeit 1922 miterlebt hatte, konnte ſich der
Sorge nicht erwehren, daß die Vertreter der Deutſchen
Volkspartei den Zuſammenhang mit den Schulidealen
der Nationalliberalen Partei völlig verloren hatten.

Die erſte Frau im Reichsarbeitsgericht.
In einer der letzten Sitzungen des Reichsarbeitsge-

richtes am 15. Februar hat zum erſten Male eine Frau,
die Vorſitzende des Verbandes der weiblichen Handels und
Bürvangeſtellten Frau Katharing Müller, als Reichs
arbeitsrichter mitgewirkt. Eine erwähnenswerte Tatſache
auch deshalb, weil bisher im Bereich des Reichsgerichtes
Frauen weder als Richter, noch als Verteidiger aufge
treten ſind

Wiſſenswerte Zahlen aus der Landwirtſchaft.
Die Erzeugung von Milch in der deutſchen Landwirt

ſchaft hat den Wert von rund 4,1 Milliarden Mark im
Jahre 1927 und überſtieg damit den Wert der geſamten
deutſchen Steinkohlenförderung beträchtlich.

Der Wert der eingeführten Apfelſinen und Manda
rinen (im Jahre 1927 58,6 Millionen Mark) entſprach
nahezu dem Werte der Ausfuhr in Verbrennungs- und
Exploſionsmotoren einſchließlich der Dampfmaſchinen (1927

61,3 Millionen Mark). hDie fremdländiſche Eiereinfuhr im Jahre 1927 hatte
einen Wert von 252 Mill. Mk. und erreichte damit nahezu
den Wert der Ausfuhr der deutſchen Farbwareninduſtrie
von 1926 (264 Mill. Mk.).

Unſere Handelsbilanz iſt mit ungefähr demjenigen
Betrage paſſiv der der Einfuhr an Lebensmitteln und
Getränken (1927 für 4,35 Milliarden Mark) entſpricht.

Deutſchnationale und vierteljährliche Gehaltszahlungen.

Den Deutſchnationalen iſt es ſehr peinlich, daß im
kommenden Reichswahlkampf von den anderen Parteien
darauf hingewieſen werden wird, daß die Deutſchnatio
nale Volkspartei, die angebliche Stütze des Berufsbeamten
tums, im Zuſammenhang mit der Beſoldungsreform den
geſetzlichen Anſpruch der Beamten auf Einführung der
Vierteljahrszahlungen einfach preisgegeben hat. Deshalb
gefallen ſie ſich jetzt mit einem Male wieder in der Rolle
der Verteidiger dieſer Einrichtung. Freilich geht das nicht
ohne kleine Entſtellung der Tatſachen ab. So wird in der

Deutſchnationalen Korreſpondenz“ behauptet, daß die De
mokraten gegen die vierteljährlichen Gehaltszahlungen ge
ſtimmt hätten. Das iſt unwahr, vielmehr handelt es ſich
um folgendes: Es muß unterſchieden werden zwiſchen
geſetzlichem Anſpruch und Wiedereinführung der Viertel
jahrszahlungen. Die Wiedereinführung hängt von dem
Vorhandenſein der Mittel ab; ſolange dieſe nicht vorhanden
ſind, kann das Gehalt auch nicht in Vierteljahrsraten im
voraus gezahlt werden. Trotzdem bleibt auch dann der ge
ſetzliche Anſpruch als wohlerworbenes Recht beſtehen. Die
ſes wohlerworbene Recht aber haben die Regierungspar
teien und mit ihnen die Deutſchnationalen in dem neuen
Beſoldungsgeſetz beſeitigt, während ſich die Demokraten
für die Erhaltung dieſes Rechtes ausgeſprochen haben.
Ueber dieſe Tatſache kann keine noch ſo hämiſche Gloſſie
rung hinwegtäuſchen.

Für die Angeſtellten der Provinzialverwaltung.
Die deutſch demokratiſche Fraktion des Brandenbur

giſchen Provinziallandtages hat ſoeben im Jntereſſe der
Angeſtellten der Provinzialverwaltung einen Antrag ein
gebracht, der die Fragen der Entlaſſung, der Penſionieruüng
und der Gehaltsanſprüche in Krankheitsfällen regelt. Da
nach ſollen Dauerangeſtellte nach zehnjähriger Dienſtzeit nur
aus einem wichtigen Grund entlaſſen werden dürfen; ob
ein wichtiger Entlaſſungsgrund vorliegt, darüber beſchließt
in jedem Einzelfalle der Provinzialausſchuß. Ferner wird
der Provinzialausſchuß erſucht, dem Provinziallandtage bei
der nächſten Einberufung eine Vorlage über Einführung
einer Ruhegehalts und Hinterbliebenenfürſorgeordnüng zu
unterbreiten. Endlich wird der Provinzialausſchuß erſucht,
mit den Angeſtelltenorganiſationen in Verbindung zu tre
ten zwecks Abſchluſſes eines Tarifvertrages, in welchem vor
allem der Gehaltsanſpruch der Angeſtellten in Krankheits
fällen geregelt wird.
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Eine japaniſche Braut liefert die erhaltenen Hoch
zeitsgeſchenke ihren Eltern ab, als eine kleine Entſchädi-
gung für die Mühe und Unkoſten, die dieſe für ihre Er
ziehung gehabt haben.
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Demokratiſche Beamtentagnung
Am Montag trat der Reichsvorſtand des Reichsgus

ſchüſſes der Deutſchen Demokratiſchen Beamten in Berlin zu
ſammen, um über Kandidatenfragen und die zukünftige Be
amtenpolilik der Deutſchen Demokratiſchen Partei zu be
raten An den Verhandlungen, die von Regterungsraät Ger
hard Vogt geleitet wurden, nahm als Vertreter der Reichs
tagsfraktion und des Parteivorſtandes Abgeordneter Erke
en teil. Die aus allen Teilen des Reiches beſchickte Sitzung
nahm ſolgende Entſch ießung an Der Reichsvorſtand des

Reichsaus chuſſes der Deutſchen Demokratiſchen Beainten
dantt der Deukſchen Dem ratiſchen Reichstags raktiön für
ihr Verhalten bei der Beratung des Beſoldungsgeſetzes.
Da das neue Geſetz leider Verſchlechterungen rechtlicher
und materieller Natur mit ſich gebracht hat, erwar et der
Reichsborſtand, daß die Deutſche Demokratiſche Reichs ags
fraktion des kommenden Reichstages getreu ihrem Pro
gramm und ihrer demokratiſchen Auſſafſung alles kun wird,
dieſe Benachteiligungen ſobald als möglich zu beſeitigen.
Er bittket ſie beſonders, ihren Kampf um die Erhalkung
des Beruſsbeamtentums auf 6 fentlich-vechtlicher Grund
lage im Intereſſe des Staatswohles und der Beamten
ſchaft mit unverminderter Kraft weiterzuführen“

Hie Demokraten verlangen höhere
Oiquidationsentſchädigungen

Hamburg, 23. Februar. Jn einer ſtärk be ſuchten Wahl
verſammlung der Deutſ
e en

burg erklärte der Reichstagsabgeordnete Freiherr von Recht
hofen zum Liquidattonsſchädengeſetz, eine Aufwertung von
20 bis 25 Prozent ſei notwendig Das von der Regierung
vorgeſchlagene Schlußzeſetz, das nur etwa 50 Prozent da
von beenge, werde die Zuſtkmmung der Demokraten
nicht fün den. In das Geſetz müſſſe eine Beſtimmung auf
genommen werden, die noch eine Nachentſchädigung in der
fehlenden Höhe vorſieht. Die Demokraten würden ent
ſprechende Anträge ſtellen

Schalft gute Handelsverträge!

Der frühere demokratiſche Reichsinnenminiſter, Abge
ordneter Dr. Külz, knüpft in einem Artikel über die
deutſche Witſchaft an eine Bekrachtung der Ziffern der
deutſchen Handelsbilanz folgende Mahnung: Die deutſche
Wirtſchafts und Handelspolt i hat nach wie vor Zwin
genden Anlaß, ſich in den Dienſt einer nachhaltigen För
derung der Ausfuhr zu ſtellen. Mit der Forderung nach
Verbilligung der Produktion durch Rationakiſierung des
Produ tionsverſfahrens der durch Droſſelung der Löhne und
ſozialen Laſten kommt man allein dem Problem nicht bei
Natürlich beſtehen zwiſchen der Lohnhöhe und den Waren
preiſen beſtimmte Rela lionen Aber ſie ſind für die ein
zelnen W tſchaftsgebiete ganz verſchieden und ſind ihrerſeits
wieder durch andere wirtſchaftliche Vorgänge beeinflußt
wobei nur andeutungsweiſe auf Kapikalkraft, Kreditpoltik,
und Diskontpolitik hingewieſen ſei. Das primäre Gebot
bleibt immer, durch angemeſſene und

n

langfriſtige Handels

vereräge der Ausfuhr derr Weg zu ebnen.
deutſche Produktion würde keinen Abſatz ſt
den anderen Ländern eine probitive Zöllpoli
Eingang verſperrt, während andererſeits eine n
von entſprechenden Handelsverträgen auf lange S
ponierende deutſche Wirtſchaft ihre Produktion
reicher und dadurch auch wohlfetler geſtalten

Bürgermeiſter Meyer, der auf dem beka
von Hans Holbein (Madonna des Bürgermei
porträtiert war, wurde von ſeinen Mitbürgern d
henkt.

Bildfunlc
Wie lange wisc es doch dauern, bis in ſedem He
heute ein Radſo-Emp änger auch der Bildfun
steht, der durch drahnose Bild-Ühertragung erst
nische Vollendung des Rundfunkes bringt? Ober
schritte aut diesem Gebiet wie auch über Viele
interessante Dinge erzählt jedem verständlid
gröhte Funſezeitschrift „DER DEUTSCHE RUND
der Gberdies allwöchentlich sämtliche sustü
Programme aller in und ausländiechen Sender
Einzelheft 50 Pfg. Monstsbezug RM. Man besten am besten b n

oder bei einer Buchhandlung Frobeheft gern ümsonst vom Verlag

wir bere

W
Halle. Sonntag, dem 11. März, wird in Halle der

diesjährige orbentliche

Wahlkreisparteitag
ſtattfinden. Be ſondere Einladungen mit Bekanntgabe der
Tagesordnung, des Sizungslokals uſw. ſind inzwiſchen
allen Kreisve eins Vorſtänden zur Wahl ihrer Vertreter
Und auch den Vorſtänden aller Ortsgruppen zur Kennt
nisnahme zugegangen. Der Wahlkreisparteitag wird über
den Aufmarſch der Partei für den Wahlkampf und insbe
ſondere auch über die Kandidatenliſten Beſchlüſſe zu faſ

ſen haben
Halle. Den Vorſtänden ſämtlicher Kreisvereine und

den Vorſtänden der Ortsgruppen innerhalb unſeres Wahl
Freisverbandes ſind Rundſchreiben über die Provinzialland
kags- und Kreistagswahlen ſowie über Abhaltung der
Werbewoche vom 18. bis 25. März und über die recht
Zeikige Anmeldung etwaiger Wünſche nach Rednern zu
gegangen. Die betreffenden Vorſtände werden um Beach
kung die er Rundſchreiben dringend gebeten

Eine Partei
der vernünftigen Leute!
Halh t einem von der Deutſchen Volks

Herausgegebenen Flugblatt ſtellt
uf Wir brauchen eine Partei der ver

e. Und im Anſchluß daran ſtellt ſie ſich
das Zeugnis aus, daß dieſe Partei der

vernunſtigen Leute die D. V. P. ſei.
Es t zweifellos ſehr vernünſtig von der D. V. P.

einzuſehen, daß auch in der Politik nicht die Phraſe regieren
darſ, vielmehr die Vernunft zu ihrem Recht kommen
mut. Aber dieſe Entdeckung macht die D. V. P. reichlich

ſpät und anſcheinend nur unter dem Zwang der Ent
witklung der politiſchen Verhältniſſe Denn auf dem außen
politiſchen Gebiet iſt von der D. V. P. zweifellos erſt ſeit
dein Augenblick an die Spitze geſtellt worden, als ihr
Führer Streſemann als deutſcher Außenminiſter das
Erbe der von Wirth und Rathenau eingeleiteten

Verſtändigungspolitik übernahm und geviſſerma
hen als Teſtamentsvollſtrecker die elben Wege einſch.ug, die
vorher er ſelbſt wie auch die geſamte D. V. P. auf das
hartnäckigſte bekämpft und als ungeeignet, ſogar als würde
los bezeichnet hatten.
Und in der Jnnenpolitik muß man die D. V. P.
Zunächſt daran erinnern, daß ſie noch am 25. März 1926
im Preußiſchen Landtag für den kommuniſtiſchen
Mißtrauensantrag, der ſich insbeſondere
gegen die locarno freundliche Haltung der
Preußiſchen Staatsregierung alſo gegen
die Politik des eigenen volksparteilichen
Führers Streſemann wandte geſtimmt
hat War das ein Zeichen von Vernunſt? Auch im Jahre
vorher hatte ſie im Preußiſchen Landtag einem Miß
kräauensantragder Kommuniſten zugeſtimmt
Und die es omimnu iſciſche Antrag ſprach der P. eußenre ie
ung u. a ſogar deshalb das Mistrauen aus, weil ſie
die Privatiſierung ſtagtlicher und kommu
naler Betriebe gefördert und damit kom
muniſtiſcher Tendenz entgegen gehandelt
habe Auch in die ein Verhalten der D. V. P. lag nicht
ein Körnchen politiſcher Vernunft

Beile Tat ſachen aber ſind nur ein kleiner Ausſchnitt
als einer ganzen Reihe von Fällen, in denen die D. V. P.
bisher die Le nunſt auf den Kopf geſtellt hat. Oder iſt ihre
Ablehnung und endloſe Hingausſchiebungdes
Rentenverſorgungsgeſetzes auf der einen, ihre
vie en und ſchonen Verſprechungen an die Rentner aber
auf der an e er Seite, anders zu bewerten? Jhrer bis

heligen Einſtellung entſprechend, machte die D. V. P. ja
auch das mnit, was in der deutſchnationalen Agitation
in dem häßlichen Wort vom „Sattlergeſellen““ Ebert und
in dem Ver uch niedriger Angriffe gegen den erſten Reichs
praſilen ten zum Ausdruck kam. Ebenſo hat auch im Kapp
Putſch die D. V. P. eine wenig rühmliche Rolle geſpiekt.

Das ſoll uns aber nicht hindern, die anſcheinend
hevorſtehende Beſſerung in der D. V. P. inſofern ſie
künſlig vernünftige Politik treiben will, zu begrüßen
Daß e heute ſich aber ſchon ſelbſt das Zeugnis ausſtellen
darſ, die Partei der vern inſtigen Leute zu ſein, die Be
recheigung dasn muß ſie erſt beweiſen

Kundgebung der Kreiſe Liebenwerda,
Torgau, Schweinitz

Falkenberg. Am Sonnktag, den 26. Febr., verſammelten
ſich zahlreiche Vertreter der Kreiſe Liebenwerda, Tor
gau und Schweinitz in Falkenberg zu einem Kreis
parteitag. Die Verhandlungen, in denen Geſchäſt-führer
Dornblüth über die kommenden Wahlen und über
Hrganiſationsfragen reſerierte, begannen kurz nach 11 Uhr
vormittags Gegen Schluß der Beratungen hatten die Er
ſchienenen die Freude, Herrn Staatsminiſter Dr. Schreiber
und einige Mitglieder des geſchäftsführenden Vorſtandes
aus Halle begrüßen zu können. Jn einer Anſprache ging
der Miniſter auf die Bedeutung der bevorſtehenden Wahlen
ein und berührte auch die für den Kreis Liebenwerda beſon
ders wichtigen Verkehrsfragen der Elſter-Regulie-
run g, für die er ſelbſt und das preußiſche Kabinett in
völliger Uebereinſtimmung eingetreten ſei. Nachmittags 3
Uhr fand im großen Saal des Preußiſchen Hofs“ unter
Leitung des Vorſitzenden der Falkenberger Ortsgruppe,
Rektor Wunder lich, eine

große öffentliche Kundgebung
ſtatt. Zu einem Rundblick über die politiſche Lage und über
ihre Auswirkung für die kommenden Wahlen ergriff zunächſt,
von der ſtark beſuchten Verſammlung lebhaft begrüßt,

Miniſter Dr. Schreiber das Wort. Bei ihrem Amts
antritt habe die auseinandergefallene Rechtsregierung ver
ſprochen, daß nunmehr alles beſſer werden ſolle. Erreicht ſei
dagegen ſo gut wie nichts, und man ſehe heute auch in
weiteſten Kreiſen des deutſchen Volkes ein, daß ſich

in den Fragen der Andenpolitik
mit einer Rechtsregierung, in der beſonders die Deutſch
nationalen mit vier wichtigen Miniſterpoſten vertreten ſeien,
nichts erreichen laſſe Nationale Politik treiben, heißt eben,
unter Abkehr von der Phraſe einer Gewaltpolitik das
herguszuholen, was mit den gegebenen Mitteln und unter
den gegebenen Verhältniſſen herauszuholen möglich ſei.
Frühere Wahlkämpfe habe die Deutſchnationale Volksparbei
vielfach mit dem Appell an Vergangenes und mit Geſtalten
der verfloſſenen Monarchie beſtritten. Heute dürfe man
die angeblich ſo königstreue Deutſchnationale Volkspartei
füglich daran erinnern, daß ihr Führer Graf Weſtarp ſelbſt
den Antrag als erſter unterzeichnet und im deutſchen Reichs
tage eingebracht häbe, der dem einſtmaligen

Kaiſer die Rückkehr nach Deutſchland verbietet
Ohne einen klaren und verfaſſungsmäßigen Staats

aufbau laſſe ſich auch ein Auſbau der Wirtſchaſt nicht
ermöglichen. Verweiſe man heute auf die unleugbare Not
der Landwirtſchaft, ſo müſſe man daran erinnern, daß
dieſe Tatſache nach einem Jahr des Regierens eines deutſch
nationalen Landwirtſchaftsminiſters im Reich eingetreten
ſei. Falſch ſei die Methode, durch hohe Zölle die Preiſe der
land wirtſchaftlichen Produlte heben zu wollen, da ſich damit
gleichlauſend die Auſnahmeſähigkeit der Konſumenten im Jn
lande verringere. Eine richtig betriebene Politik müſſe viel
mehr beſtrebt ſein, durch entſprechende Maßnahmen auch für
die land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe

den Konſum der breiten Maſſen zu heben.
Kommen müſſe in einem neuen und anders zufammen

geſetzten Reichstage die Vereinheitlichung Deutſch
la n des und einer auf Sparſamkeit begründeten Verwal
tungsreform. Geradezu abſurd ſei gegenüber die em
wichtigen Problem das Verhalten der angeblichen Wirt
ſſchafſtéepartei, die kürzlich im Reich tage für die wei
tere Aufrechterhaltung einer Reichegeſandtſchaſt in München
geſtimmt habe. Jn der Schulfrage müſſe das deutſche Volk
vor einer Zerreizung nach konſeſſtoneller Einſtellung be
wahrt bleiben. Die Religion ſolle man pflegen, aber deut
ſche Geſchichte dürfe man nicht unter konfeſſtoneller Zer
klüftung an unſere Jugend bringen.

Wir rufen die deu ſthe Jugend
Wir rufen alle deutſchen Männer und Frauen, die

willens ſind, mit uns deutſchen Demokraten poſitive natio
nale Arbeit zu leiſten! Has war der Ausklang der von
langanhaltendem Beifall begleiteten Worte des Miniſters.

Hierauf nahm als zweiter Redner Landtagsabgeord
neter Profeſſor Dr. Kaſtner- Dresden das Wort. Pro
fefſor Kaſtner iſt Syndikus des Sächſiſchen Einzelhandels,
mit einem lebenswichtigen Gliede der deutſchen Wirtſchaſt
gllo eng verbunden. Sein Thema war

Volk und Wirt haſt.
Und kaum, nachdem er an das Rednerpult getreten

hatte er auch die Aufmerkſamkeit der geſamten

teil uns bei jeder Gelegenheit offen als

Wochen

lung für feine Worte gewonnen. Die unlösbar ſten n

dungslinie zwiſchen Politik und Wirtſchaft auf
bieten, das Jneinandergreifen aller Berufe un ehängigkeit einer gedeihlichen Wirtſchaft von der Aufne geſtellte
fähigteit und Kaufträftigkeit aller Volksſchichten erſ e
in überzeugender Form und Geſtalt vor den Zuhh e
Treffend verwies dabei Prof. Kaſtner auf den e nande
einer ſogenannten Wirtſchaftspartei, wenn ſie ab die
den Parlamenten jegliche Vorlage nur unter dem Geſ eſtändlic
winkel von Wirtſchaftsſfragen behandeln zu kö h o n
ſich dadurch unter dem ungausbleiblichen Aber ſh

x Karnev

Druck gegeneinander drängender Jntere
zervreibe, aufeinanderfalle und zur Einflußloſigk
urteile.

Fand Prof. Kaſtner mit ſeiner lebens warmen
lung ſchon das Ohr der Verſatnmlung, ſo wurde de
druck noch durch die Gabe eines erfriſchenden Hu
die ihm eigen, verſtärkt 58

Die Deutſche Demokratiſche Partei kann die
kenberg abgehaltene Kundgebung als einen guten Ehng zu

buchen. nicht voüfen Kabit
Huerfurt. Dienstag, dein 6. März, abends 8 n optimif
im Holel zur Sonne Monatsverſammlu

Damen. Geſchäftsführer Dornblüth ſpricht
politiſche Lage und Bedeutung der Wahlen“
Organiſationafragen.

Weißenfels. Am Sonntag, dem a6. 2. fand t
fels der Kreispartettag ſtatt, der ſich in d Plattfor
ſache mit der ſo wichtigen organiſatoriſchen Vorarbei
die Wahl befaßte. Als 1. Vorſitzender wurde Herr
Schneider einſtimmig gewählt; der übrige Vor eher e
wurde mit den Herren Laungenkamp, Soe l Frunt
Blüthner, Schenke und Wagner wiedergen i Das

Die Verſammlung gab ein erfreuliches Bild demolhtt wir es
ſchen Kampfwillens. Eine große öffentliche Kundgebur in En
geplant. Herr Studienrat Roh loff gab den Parteift iſſchen

den (geiſtiges Rüſtzeug für den kommenden ſchweren Krankh
kampf mit Wir Demokraten ſind national im beſten S n wobei

weil wir uns für die Nation und nicht für eine Se an
oder die Dynaſtie einſetzen. Wir ſind Verfaſſun S ſein
nationale Partei mit großen Zielen, mit denen wir wen
in den Hintergrund treten brauchen. Wir wollen im G er ene

en ſcheikennen, auch auf die Gefahr hin, dafür einmal ein e

unerfreuliche Worte einzuſtekken. Der Verlauf der d arhe
gung bietet Gewähr dafür, daß man im Kreiſe Weiße ten 9
die Vorbereitungen für den Wahlkampf energiſch in h her

Hand nimmt. h unniſterEin mannhaftes Verhalten n
Weißenfels. Zur Feier des fünfzigiährtgen Veſe h n

des Landwirtſchaftlichen Vereins in gorban ben n
fels wurde auch der Landrat des Kreiſes Weißenfels
laden. Als politiſcher Beamter machte er für ſeine
teiligung zur Bedingung, daß, wenn geflaggt würde
bevorzugter Stelle die Reichs fahne gezeigt werden m
Das verſprach man ihm, und hielt das Verſprechen
daß bei der Erbffnung keine ſchwarzrotgoldene Jahn

aber auch keine andere Flagge zu ſehen war.
Jm Verlauf der Verſammlung überbrachte dann

Vertreter der Landwirtſchaftskamnmer ein Herr We
garten aus Halle die Grüße der Landwirtſchaftekan
und ihres Präſidenten Er verteilte verſchiedene Aus
nungen und hielt dann eine Rede, in der u. g. ausfü
daß wir vor 1918 eine ſtaatliche Ordnung gehabt ha h
die Achtung vor der Landwirtſchaft beſeſſen habe
der „glorreichen Revolution hälten wir aber keine
liche Ordnung mehr. Das müſſe klar erkannt werden
daran änderten auch alle ſchönen Reden gewiſſer beh
kicher Vertreter nichts. Auf dieſe Provakation hin
ließ der Landrat das Feſt und mit ihm gingen Gemeinde
ſteher und Lehrer. Kaum hatten die Herren die ange hidi
neutrale Veranſtaltung verlaſſen, ſo ſtieg auch pro

ſchwarz weißrote Fahne iMan kann nur wünſchen, daß Beamte und Geſinnn
freunde der Republik immer ſo eindeutig ihre Meile
zum Ausdruck bringen, wie es in dieſem Falle geſchehen

e

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle
Druck: Buchdruckerei Weniger Co. G. m. b. H De h

Poſtſtraße 9.
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